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Meinungen
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Fabian Fellmann

Lasst Putin nicht gewinnen:
Plakate mit dieser Botschaft
begrüssen die Kongressmitglie-
der, wenn sie heute nach der
Osterpause nachWashington
zurückkehren. Eine proukrai-
nische Lobbygruppe will die
Republikaner dazu bewegen,
endlich weitere Gelder für die
Ukraine zu bewilligen.

Sprecher Mike Johnson hat in
Aussicht gestellt, das Geschäft
nun sofort zur Abstimmung zu
bringen. Sogar für seine Ver-
hältnisse war die Halbwertszeit
dieses Versprechens kurz,
schon eineWoche später ist
fraglich, ob er es einlösen wird.
Oder ob es doch Mai wird. Oder
gar nie. Obwohl es schon ein
halbes Jahr her ist, dass Präsi-
dent Joe Bidens Antrag an den
Kongress ging. Und die Ukrai-
ner seit Monaten warnen, die
Munition gehe zur Neige.

Treuherzig versichert Johnson
ein ums andere Mal, der US-
Kongress werde der Ukraine
letztlich schon zur Seite stehen,
er müsse nur die richtige
Vorgehensweise finden, Biden
müsse nur diese oder jene
Konzession eingehen. Das ist
vorgetäuschte Prinzipientreue,
umWankelmütigkeit und
machtpolitisches Unvermögen
zu verbergen. Johnson wird
vom rechten Flügel der Partei
bedroht, der die Ukraine-Hilfe
ablehnt. Marjorie Taylor
Greene, eine Vertraute von
Donald Trump, hat bereits
einen Antrag auf seine Abset-
zung eingereicht.

Der Sprecher ist besonders
erpressbar, weil seine Partei nur
über eine hauchdünne Mehr-
heit im Repräsentantenhaus
verfügt. Bald kann sich Johnson
nur noch einen einzigen Ab-
weichler leisten. Derart knappe
Mehrheitsverhältnisse sind
selten in den USA, ein Zeichen

dafür, wie historisch die Polari-
sierung ist, wie sehr sie das
politische Räderwerk lähmt.
Und das in einem Moment, in
dem Europa und dieWelt keine
zaudernden Vereinigten Staaten
brauchen können.

Nur ist es nicht Johnson, der für
die Misere verantwortlich ist.
Das Chaos ist dem Mann zu
verdanken, der die Partei
umpflügt: Die Spaltung der
Republikaner im Kongress
spiegelt den laufenden Macht-
kampf in der Partei, das Ringen
um die Positionen in einer
allfälligen zweiten Trump-Re-
gierung und damit auch um
deren Kurs. In der Aussenpoli-
tik macht sich das besonders
stark bemerkbar, weil Trump

selbst keine klare Linie verfolgt.
Bisher haben der designierte
Präsidentschaftskandidat und
seine Entourage einen Schock-
wahlkampf betrieben. Rechte
Thinktanks ventilieren Ideen
für Säuberungsaktionen in der
öffentlichen Verwaltung und
radikale aussen- und wirt-
schaftspolitische Kursänderun-
gen, Trump selbst fantasiert
über die Verhängung eines Aus-
nahmezustands, die Ausset-
zung der US-Verfassung und
eine Demontage des transat-
lantischen Verteidigungsbünd-
nisses Nato.

Der Lärm um diese Vorschläge
überdeckt, dass Trump gar kein
Wahlprogramm hat.Weil er oft
selbst nicht so genau weiss,
was er will, weil er sich am
liebsten alle Optionen offenhält
– und weil seine Hauptmotiva-
tion für seine Kandidatur ist,
eine Verurteilung abzuwenden
und sich an seinen Gegnern zu
rächen.

Besonders verheerend ist das
Vakuum in der Aussenpolitik.
Würde Trump klar sagen, was
er mit der Ukraine vorhat,
würden sich die Republikaner
unterordnen und seine Befehle

ausführen. Im Februar genügte
ein Kommentar, und seine
Mannschaft im Kongress blo-
ckierte einen Kompromiss beim
Grenzschutz. Bei den Ukraine-
Geldern aber fehlt eine unmiss-
verständliche Ansage. Trumps
stänkert darüber, er dachte laut
darüber nach, das Geld nur als
Kredit zu senden. Doch er hat
bisher nie gefordert, die Hilfe
ganz einzustellen.

In der Aussenpolitik kämpfen
derzeit drei Lager um die Gunst
des Präsidenten, die der Euro-
pean Council on Foreign Relati-
ons treffend beschrieb. Die
Anhänger der alten Reagan-
Doktrin sehen die USAweiter-
hin als überwältigende Militär-
macht. Zu ihnen gehört Mike
Pompeo, Trumps früherer
Aussenminister, jetzt als mögli-
cher Vizepräsident gehandelt.
Die China-Falken wollen, dass
Trump auf China und den Iran
fokussiert und das US-Engage-
ment in Europa und gegen
Russland zurückfährt. Zu ihnen
zählte die Zeitschrift «Econo-
mist» den Senator J.D. Vance,
Trump-Günstling aus Ohio, bis
vor kurzem ebenfalls als mögli-
cher Vizepräsident im Rennen.
Die Isolationisten schliesslich
wollen die USA aus allen Kon-
flikten heraushalten; ihr pro-
minentester Vertreter ist der In-
fluencer und Putin-Freund
Tucker Carlson, ebenfalls als
möglicher Vizepräsident im
Gespräch.

Demnächst dürfte Trump
ankündigen, mit wem er
insWeisse Haus zu ziehen
gedenkt. Dann wird sich
besser abschätzen lassen, auf
wie viel Chaos sich dieWelt im
Fall seinerWahl einstellen
muss, ob Trump Putin in der
Ukraine wirklich gewinnen
lassen will. Für eine Klärung
auf Sprecher Mike Johnson und
die Republikaner im Kongress
zu hoffen, ist vergebliche
Liebesmüh.

Donald Trump ist schuld
an der Blockade
Der US-Kongress ist wie gelähmt. Verantwortlich dafür ist der Präsidentschaftskandidat,
der kein klares politisches Programm verfolgt.

Als Bergretter am 20. März auf
der Haute Route zwischen
Zermatt und Arolla fünf Ski-
tourengänger tot auffanden
und eine weitere Person noch
vermisst wurde, war das Medi-
enecho gross. Vier der sechs
Verunglückten hatten in Vex im
Val d’Hérens gelebt. Experten
waren sich uneinig, ob die
Gruppe bei den herrschenden
Wetterverhältnissen nicht zur
Tour hätte aufbrechen oder
umkehren sollen.

Ein Berner Leser zeigte sich
erstaunt, wie unterschiedlich
ein Tamedia-Titel wie der
«Bund» das Bergunglück im
Wallis und die Messerattacke
auf einen Juden in Zürich
anfänglich gewichtete. Das
tragische Unglück, schrieb er,
sei nach aktueller Einschätzung
von den Betroffenen «grob-
fahrlässig bis eventualvorsätz-
lich» ausgelöst worden und
habe Dutzende von Personen
zu heiklen Einsätzen gezwun-
gen. Dagegen sei der Anschlag
in Zürich, «von gesamtschwei-
zerisch eminenter Bedeutung»,
zuerst lediglich unter ferner
liefen, neben Unglücksfällen,
gewöhnlichen Verbrechen und
Prominenz abgehandelt wor-
den. Erst später sei eingehen-
der berichtet worden.

Über die Gewichtung von
Ereignissen, wie derzeit auch
jenen des Krieges in Gaza, lässt
sich stets diskutieren oder
streiten. Über die Reaktion
einer Leserin auf eine Rück-
meldung auf Tagesanzeiger.ch
dagegen gar nicht. Ein Kom-
mentator hatte gefordert, es
brauche griffige Massnahmen
gegen Israels rechtsextreme
Regierung, nachdem israeli-
sche Grenzpolizisten in Ost-
Jerusalem einen zwölfjährigen
Palästinenser erschossen
hatten, der einen angezündeten
Feuerwerkskörper über seinem
Kopf hielt – eine persönliche
Meinungsäusserung angesichts
einer unklaren Faktenlage.

«Links-braune» Tamedia-Blät-
ter würden nur berichten, was
Israel schade, monierte die
Leserin und erinnerte daran,

dass in «s.g. Palästina» schon
Kleinkinder zum Hass gegen
die Juden gedrillt würden:
«Gut, dass wenigstens dieser
kleine, keinesfalls unschuldige
Teufel rechtzeitig eliminiert
werden konnte!» Auch werde,
so die enragierte Beanstand-
erin, mit Leserkommentaren
zusätzliche Hetze betrieben:
«War es nicht schon damals so:
Am Anfang wurde nur gelogen
und gehetzt …» Als Quellen
ihrer Argumente nennt sie
News-Plattformen, über deren
Ausgewogenheit sich ebenfalls
trefflich streiten liesse.

Inzwischen hat Kritik an der
Berichterstattung über den
Krieg in Gaza auch die repu-
tierte «NewYork Times» er-
reicht. In einer Rede hat sich
deren Verleger A.G. Sulzberger
jüngst gegen Vorwürfe vertei-
digt, sein Blatt berichte partei-
isch, also proisraelisch: «Es
gibt keine Story, die umstritte-
ner und in gegensätzlichere
Nullsummen-Narrative ver-
strickt ist (als der Konflikt
zwischen Israelis und Palästi-
nensern): zwei Völker, deren
Vergangenheit und Gegenwart
ihnen eine Vielzahl von Grün-
den bietet, sich existenziell
bedroht zu fühlen.»

Das Fazit des Verlegers? «Um
mich ganz klar zu äussern: Ich
sage nicht, dass dieWahrheit
notwendigerweise in der Mitte
liegt, weder in diesem Konflikt
noch in irgendeinem anderen.
(…) Und ich glaube nicht, dass
ein Nachrichtenmedium etwas
richtig macht, wenn sich die
Leute auf allen Seiten ärgern.
Es ist aber auch kein Beleg
dafür, dass ein Medium
zwangsläufig etwas falsch
macht.»

Im Clinch
konkurrierender Narrative

Lesermails an:
ombudsmann.tamedia@bluewin.ch

Ignaz Staub
Der unabhängige
Ombudsmann
von Tamedia berichtet
an dieser Stelle
regelmässig über
Beanstandungen.

Ombudsmann

Beat A. Schwendimann

Seit zwei Jahrzehnten arbeitet
die Schweiz an der Umsetzung
der inklusiven Schule, doch der
Begriff wurde schon zu Beginn
zur «integrativen» Schule
verwässert. Das Fernziel bleibt
die Inklusion – also eine Schule
für alle, welche sich den indivi-
duellen Bedürfnissen der
Schülerinnen und Schüler
anpasst –,weshalb der Dachver-
band Lehrerinnen und Lehrer
Schweiz (LCH) den Begriff der
inklusionsorientierten Schule
verwendet. Dies soll betonen,
dass Inklusion ein fortlaufender
Prozess und kein abgeschlosse-
ner Zustand ist. Das Schulsys-
tem soll kontinuierlich und

pragmatisch auf die Leitidee
der inklusiven Schule hin
weiterentwickelt werden. Diese
Ziele sind gesetzlich verankert.

Der LCH unterstützte die Leit-
idee von Anfang an, aber nur
unter demVorbehalt, dass die
notwendigen Rahmenbedin-
gungen vorhanden sind. Zwei
Jahrzehnte späterwird deutlich,
dass es vielerorts immer noch
an Personal, Zeit, Strukturen
und geeigneten Räumlichkeiten
fehlt. An Schulen mehren sich
Meldungen von Lehr- und
Fachpersonen, dass sie bei der
Umsetzung der inklusions-
orientierten Schule an ihre
Grenzen stossen. Das zentrale
Problem liegt nicht am Ziel der

inklusiven Schule, sondern in
der inkonsequenten Umset-
zung. Die alten Strukturen der
Regelschule wurden weitge-
hend beibehalten und lediglich
durch punktuelle Unterstüt-
zungsmassnahmen ergänzt.

Verschiedentlich werden For-
derungen nach derWiederein-
führung von separativen Klein-
klassen laut.Während Kritike-

rinnen und Kritiker darin das
Ende der inklusiven Schule
sehen, muss beachtet werden,
dass Kleinklassen vielerorts gar
nie abgeschafft, sondern in
neuen Formaten wie Lernin-
seln oder Förderklassen weiter-
geführt wurden. Doch wie passt
dies zu einem inklusionsorien-
tierten Schulsystem? Selbst in
einem inklusionsorientierten
Schulsystem können separative
Angebote – also solche ausser-
halb der Regelklasse – erfor-
derlich sein, um bei Bedarf in
kleineren Settings gezielte
Unterstützung durch Fach-
personen bereitzustellen.
Entscheidend ist, dass auch
bei separativen Angeboten
die Förderung und nicht eine

Aussonderung im Zentrum
steht. Dies entspricht durchaus
den Zielen der inklusiven
Schule. Vielfältige Bedürfnisse
brauchen vielfältige Lösungen.

Ein zentrales Anliegen des LCH
ist es, eine Balance zu finden
zwischen der Notwendigkeit,
adäquate Förderung und Unter-
stützung für Kinder mit beson-
deren Bedürfnissen anzubieten,
und der Arbeitsbelastung der
Lehr- und Fachpersonen. Dies
erfordert ausreichende Res-
sourcen und spezialisiertes
Personal, um inklusive und
separative Förderangebote
effektiv zu gestalten. Zudem
müssen Lehrpläne, Unterrichts-
methoden und die Schulorgani-

sation insgesamt so flexibel
und offen gestaltet werden,
dass sie den unterschiedlichen
Lernwegen der Schülerinnen
und Schüler gerecht werden.
Bei der inklusiven Bildung geht
es auch um eine Kultur des
Miteinanders, der Chancen-
gerechtigkeit, der Anerkennung
undWertschätzung von Diver-
sität. Der LCH unterstreicht
daher auch die Bedeutung einer
gesamtgesellschaftlichen
Anstrengung. Denn Inklusion
in der Bildung ist letztlich ein
Spiegelbild der Gesellschaft, in
derwir leben möchten.

Beat A. Schwendimann ist Leiter
Pädagogik beim Dachverband
Lehrerinnen und Lehrer Schweiz.

Die Umsetzung der inklusiven Schule ist mangelhaft
Eine Schule für alle, die sich den individuellen Bedürfnissen anpasst: Dieses Ziel ist gut. Erreichen werden wir es aber nur,
wenn wir die Schulen endlich mehr unterstützen.

Tribüne

Es fehlt immer noch
an Personal, Zeit,
Strukturen und
Räumlichkeiten.

Sorgt für ein bedrohliches Vakuum in der Aussenpolitik: Ex-Präsident
Donald Trump hält eine Rede in Reno. Foto: Godofredo A. Vásquez (AP)

Trump scheint
esmit seiner
Kandidatur primär
darum zu gehen,
eine Verurteilung
abzuwenden und
sich an seinen
Gegnern zu rächen.
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